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Kaschmir –
Gewalt ist Alltag 2/5

«Vor siebzig Jahren trug man in Kaschmir das
Ressentiment gegen Indien nur auf der Zunge,
nicht irgendwo im Inneren», erinnert sich eine
lokale Mitarbeiterin vonAmnesty International.
«Dann ist es ins Blut übergegangen.Mittlerweile
sitzt es in den Genen.Von Generation zu
Generation wird es stärker.» Das vergiftet auch
die tiefsten, urmenschlichen Gefühle.Wird
wieder ein junger Mann von den Sicherheits­
kräften erschossen, weil er Steine geworfen hat,
an einem Demonstrationszug teilnahm oder
ganz einfach zur falschen Zeit am falschen Ort
war, dann ist die Trauer nur der Funke, der die
Wut entzündet; eine solche Szene hat der
Fotograf Cédric Gerbehaye festgehalten.
Umar Farooq, der spirituelle Führer der
kaschmirischen Muslime, ist besorgt, dass
Zorn und Hass auch den traditionellen,
sufistisch geprägten Islam der Menschen in
Kaschmir infiltrieren. «Wir wollen nicht, dass
unsere Männer und Jugendlichen in die Gewalt
abgleiten, aber leider können wir sehr wenig
dagegen tun», klagt er. «Wir können ja nicht
einmal mehr mit den Menschen reden.Wenn
man den politischen Raum versiegelt, wenn
die Leute nicht mehr aus den Häusern kommen,
diskutieren, debattieren und gemeinsam
handeln können, dann stösst man sie auf
genau diesenWeg. Indien redet von Radika­
lisierung – aber wer ist verantwortlich dafür?»

Produktion und Export von Waffen

Warum es eine nationale Rüstungsindustrie braucht
Gastkommentar
von ERICH VAD

Rüstungsgüter und vor allem ihr Export gelten ge­
meinhin als politisch und moralisch höchst fragwür­
dig. Gleichwohl ist mit Blick auf die unzähligen
Konflikte dieserWelt unübersehbar, dass mit diplo­
matischen Mitteln allein demokratische und men­
schenrechtliche Mindeststandards sowie die Ge­
währleistung von Frieden,Freiheit, Sicherheit sowie
politischer Stabilität und Souveränität kaum waf­
fenlos sichergestellt werden können.Auch wenn der
Einsatz von Militär und Gewalt eine Ultima Ratio
des politischen Handelns bleibt, scheint dasVorhal­
ten modern ausgerüsteter Streitkräfte und einer
starken einheimischen Rüstungsindustrie unum­
gänglich zu sein, um als politischer Akteur auf der
internationalen Bühne ernst genommen zu werden.

Politische Bedeutung

Gerade der Blick auf Russland verdeutlicht das.
DonaldTrumpwürde das Land nicht mehr wie noch
sein Vorgänger Barack Obama als nicht ernstzu­
nehmende «Regionalmacht» bezeichnen. Das wirt­
schaftlich angeschlagene, von westlichen Sanktio­
nen geschwächte und sich in demografischer Hin­
sicht in schwerem Fahrwasser befindliche Land
verdankt seine internationale starke Position aus­
schliesslich seiner heimischen Rüstungsindustrie
und seinenmodernen Streitkräften.Natürlich reicht
das nicht zum Status einerWeltmacht wie etwa der
USA, die neben ihrer unangefochtenen Stellung als
Militärmacht gleichzeitig auchWeltwirtschafts­ und
Finanzmacht sind und über eine weltweite Techno­
logieführerschaft verfügen.

Deshalb rüstet auch China weiter auf und wird
es sich nicht nehmen lassen, auch auf diesem Feld
mit den USA gleichzuziehen. Und selbst Deutsch­
land rüstet auf – vor allem wegen des starken
Drucks aus den USA, die berechtigterweise nicht
mehr gewillt sind, die Kosten der Verteidigung
Europas allein zu schultern, während Bündnispart­
ner fleissig Geschäfte mit eher unberechenbaren
Akteuren auf der internationalen Bühne machen.
Aus diesenGründen behaltenmoderne Streitkräfte,
eine starke heimische, wehrtechnische Rüstungsba­
sis und die Herstellung von modernen Waffen und
militärischer Ausrüstung ihre hohe politische Be­
deutung. Umgekehrt gilt auch: Die Aufgabe der
Herstellung von Waffen und militärischer Ausrüs­
tung würde bedeuten, sich jede Option auf ein mili­
tärisches Eingreifen zum Schutz des eigenen Lan­
des und auch zur Durchsetzung von friedenserhal­
tenden Massnahmen der Vereinten Nationen zu
verbauen.Aber braucht es dazu unbedingt eine na­
tionale Rüstungsindustrie? Kannman nicht wesent­
lich preiswerter und je nach BedarfWaffen auf dem
internationalen Markt kaufen und wäre dann vor

allem nicht gezwungen,Waffen zu exportieren, um
die heimische Rüstungsindustrie zu erhalten.Das ist
im Kern eine Frage der politischen Souveränität.
Ausländische Produzenten werden niemals den spe­
zifischen politischen Erfordernissen und auch den
nationalen Eigenheiten nationaler Streitkräfte ent­
sprechen wollen. Staaten denken bei der Sicher­
heitsvorsorge zunächst und berechtigterweise an
sich selbst und den eigenen Bedarf. Im Falle des Fal­
les ist nicht sichergestellt, dass ausländische Produ­
zenten liefern, nicht zuletzt auch aus politischen
Gründen, die sich ändern können. In jedem Fall
wäre man politisch hochgradig von jeweiligen aus­
ländischen Produzenten abhängig und politisch nur
eingeschränkt souverän und in seinen politischen
Entscheidungen frei.

Auch wird es schwierig sein, technologisch hoch­
wertige Produkte zu bekommen,die State of theArt
sind, weil ausländische Anbieter aus berechtigtem
Interesse heraus ihre technologische Führerschaft
nicht vorzeitig aufgeben wollen. In der Konsequenz
würde die vollständige Abhängigkeit von ausländi­
schenRüstungsfirmen dazu führen,dass die eigenen
nationalen Streitkräfte nur jene Aufgaben erfüllen
könnten, die jeweils mit den verfügbaren Mitteln
machbar wären,und nicht etwa die,welche der Staat
in seiner nationalen Sicherheitsvorsorge erfüllt
haben will. Zudem könnte das eigene Land poli­
tisch unter Druck gesetzt oder auch in sicherheits­
politischer Hinsicht politisch erpressbar werden,
wenn beispielsweise der Export wichtiger Ersatz­
teile für die eigenen nationalen Streitkräfte – poli­
tisch gewollt oder ungewollt – ausbliebe.

Der eigene sicherheitspolitischeHandlungsspiel­
raum ist ohne eine nationale Rüstungsindustrie mit
Kernkompetenzen und nationalen Schlüsseltechno­
logien stark eingeengt. Auch eine Kooperation
internationalenWettbewerbern wäre streng genom­
men nicht möglich. In letzter Konsequenz würde
man aber als internationaler sicherheitspolitischer
Akteur nicht ernst genommen. Man wäre kein
Geber, sondern lediglich ein Nehmer und damit ein
Habenichts in Sachen Sicherheit.

Ausfuhr ist wichtig

Die Zeiten, in denen nationale Rüstungsindustrien
Tausende Panzer und Flugzeuge produzieren konn­
ten, sind – Gott sei Dank – vorbei.Von daher ist die
heimische Rüstungsindustrie auf Export angewie­
sen. Man kann vereinfacht sagen: Je höher die An­
zahl produzierter Rüstungsgüter, desto höher ist die
Effektivität von Entwicklung und Herstellung und
umso mehr nationale Fachkompetenz undArbeits­
plätze können erhalten werden.

Ohne Rüstungsexporte würden heimische Rüs­
tungsunternehmen hochgradig subventionsbedürf­
tig. Sie wären nicht mehr konkurrenzfähig auf dem
internationalen Markt und könnten wirtschaftlich

nicht überleben. Hier brauchen wir in Deutsch­
land und der Schweiz vernünftige, mit anderen
europäischen und internationalen Anbietern har­
monisierte Massstäbe, um einen fairenWettbewerb
zu ermöglichen. Das Exportreglement muss drin­
gend vereinheitlicht werden und europaweit gel­
ten. Diese Forderung der deutschen Bundeskanz­
lerin Angela Merkel an der Münchner Sicherheits­
konferenz vom Februar ist berechtigt. Nur so ist
eine europäische Rüstungskooperation – wie jene
zwischen Deutschland und Frankreich beim Bau
neuer Kampfjets und Kampfpanzer – überhaupt
möglich. Nur so ist das Ziel einer europäischen
Verteidigungsunion und europäischer Streitkräfte
eine realistische Option und keine Illusion. Weni­
ger Verkäufe vonWaffen und militärischer Ausrüs­
tung führen schnell zur Kostenexplosion bei Ent­
wicklung und Herstellung, die politisch nicht kon­
sens­ und mehrheitsfähig ist.

In der Konsequenz führen übermässig restriktive
nationale Exportbestimmungen zur Abwanderung
und zur Verlagerung der heimischen Rüstungs­
industrie – ein Prozess, der bereits imGange ist.Der
Export von Waffen und militärischer Ausrüstung
kann zudem ein sehr effektives Instrument derAus­
senpolitik sein. Der jeweilige Exporteur kann
dosiert politischen Einfluss auf den Empfänger von
Rüstungsgütern ausüben.Die Lieferung vonWaffen
und militärischen Gütern in andere Länder kann
auch zurVerbesserung der bilateralen Beziehungen
sowie der internationalen Sicherheitslage und zur
politischenVertrauensbildung beitragen.

Wir sollten nicht vergessen,dass esWaffen waren,
die den Sieg über Hitlerdeutschland im Zweiten
Weltkrieg ermöglichten und die Frieden,Demokra­
tie und Freiheit imKalten Krieg bewahrten.Wir ver­
danken es wiederum Waffen und der Bereitschaft
zur nuklearenAufrüstung in derAdministration von
Ronald Reagan, dass der Kalte Krieg beendet, die
politische Spaltung Europas überwunden und die
deutsche Wiedervereinigung ermöglicht wurde.
Trotz heftigem innenpolitischem Druck war der
Nato­Doppelbeschluss dem damaligen deutschen
Bundeskanzler Helmut Schmidt ein so wichtiges
Anliegen, dass er seinen politischen Sturz und per­
sönliche Risiken in Kauf nahm. Das Erhalten des
Gleichgewichts imGesamtspektrum nuklearerWaf­
fen und ein neuer INF­Vertrag unter Einbeziehung
anderer Akteure wie z. B. Chinas als eurasischer
Macht sind denn auch heute noch wichtig.

Waffen undmilitärisches Gerät bleiben unerläss­
lich zur Bewahrung des Friedens und der Freiheit.
Deswegen sollten wir es uns gut überlegen, die
Grundlage dazu – eine auf dem Stand der Zeit be­
findliche nationale Rüstungsindustrie – aufzugeben.
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Der eigene
sicherheitspolitische
Handlungsspielraum
ist ohne eine nationale
Rüstungsindustrie
mit Kernkompetenzen
und nationalen Schlüssel-
technologien stark eingeengt.


